
 

 

Die Satzung                                  

 § 1 Name, Sitz, Rechtsform 

(1) Die Stiftung führt den Namen: 
"Stiftung zur Förderung der Jugend in Baden-Württemberg" (Jugendstiftung). 
Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts. 
(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Sersheim. 

§ 2 Stiftungszweck 

(1) Die Stiftung hat die Aufgabe, im Land Baden-Württemberg pädagogische/sozialpädagogische 
Vorhaben in der Jugendarbeit, 

 die zukunftsweisend sind und  
 die das verantwortliche Denken und Handeln junger Menschen auf der Grundlage christlicher 

Nächstenliebe und freiheitlich demokratischer Verantwortung entwickeln  
 die das ehrenamtliche Engagement für die Jugend stärken und ausbauen 

zu aktivieren und /oder immateriell und materiell zu unterstützen, fachlich zu begleiten und ggf. 
jugendforscherisch auszuwerten. Insbesondere bemüht sich die Stiftung um die Unterstützung von 
Vorhaben auf örtlicher Ebene. Dabei ist die Zusammenarbeit mit den örtlich tätigen 
Jugendorganisationen anzustreben. 
(2) Eine Unterstützung materieller Art wird grundsätzlich nur befristet für höchstens drei Jahre 
gewährt. Sie setzt eigenes Engagement der Beteiligten voraus. Eine Förderung eines Vorhabens aus 
Mitteln des Landesjugendplans schließt eine Förderung aus Mitteln der Jugendstiftung aus. Bei 
gleichzeitig möglicher Förderung eines Vorhabens aus Mitteln des Landesjugendplans und der 
Jugendstiftung hat grundsätzlich die Förderung aus dem Landesjugendplan Vorrang. Vorhaben sollen 
nicht aus Mitteln der Jugendstiftung gefördert werden, wenn diese Förderung an die Stelle anderer 
Zuschüsse tritt.  
(3) Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Stiftungsleistungen besteht nicht. 
(4) Die Stiftung verfolgt ausschließlich, unmittelbar und selbstlos gemeinnützige Zwecke im Sinne der 
Abgabenordnung. Sie darf keine Personen durch Verwaltungsausgaben oder Zuwendungen, die dem 
Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen. Mittel 
der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

§ 3 Stiftungsvermögen 

(1) Das Vermögen der Stiftung besteht aus Zuwendungen des Christlichen Jugenddorfwerk 
Deutschlands e.V. mit Sitz in Göppingen, des Landes Baden-Württemberg und Dritter. 
Ein Rechtsanspruch auf Zuwendungen besteht für die Stiftung nicht. Zuwendungen der Stifter und 
Zuwendungen von Dritten fließen dem Grundvermögen zu, soweit bei der Zuwendung nichts anderes 
bestimmt ist. 
(2) Das Grundvermögen ist in seinem Bestand ungeschmälert zu erhalten. Zur Erfüllung des 
Stiftungszweckes stehen ausschließlich die Erträge aus dem Grundvermögen, sofern diese nicht zum 
Erhalt des Bestandes des Grundvermögens benötigt werden, sowie etwaige Zuwendungen, soweit 
diese nicht dem Grundvermögen zufließen, zur Verfügung. 

  

 
 



§ 4 Stiftungsorgane 

Stiftungsorgane sind der Vorstand und das Kuratorium. Die Tätigkeit der Organmitglieder ist 
ehrenamtlich. Vorstand und Kuratorium arbeiten vertrauensvoll zusammen. 

§ 5 Vorstand 

(1) Dem Vorstand gehören an: 

1. der Sprecher des Vorstands oder ein durch den Vorstand des Christlichen Jugenddorfwerk 
Deutschlands e.V. benannter Vertreter des Vorstandes, 

2. eine durch den Vorstand des Christlichen Jugenddorfwerk Deutschlands e.V. benannte 
Persönlichkeit aus dem CJD, 

3. das für die Region zuständige Mitglied der Geschäftsleitung des CJD, 
4. ein Vertreter der Gesamtleitung einer Einrichtung/ Verbundes des CJD. 

(2) Der Vorstand wählt mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters beträgt 
zwei Kalenderjahre. 

§ 6 Aufgaben des Vorstandes 

(1) Der Vorstand entscheidet über alle Angelegenheiten der Stiftung mit Ausnahme der Vergabe von 
Mitteln aus dem Stiftungsertrag für Projektförderung. Insbesondere obliegt ihm die Anlage des 
Stiftungsvermögens und die Verteilung der Stiftungserträge. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit 
der Mehrheit seiner Mitglieder. 
(2) Zum Ende eines Kalenderjahres ist über die Einnahmen und Ausgaben sowie über das Vermögen 
der Stiftung durch den Vorstand Rechnung zu legen. 

§ 7 Vertretung der Stiftung, Aufgaben des Vorsitzenden, des Vorstandes 

(1) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter vertreten die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Beide 
haben Einzelvertretungsbefugnis.  
(2) Der Vorsitzende führt die Geschäfte der Stiftung und sorgt für die Ausführung der Beschlüsse des 
Vorstandes.  
(3) Der Vorsitzende beruft den Vorstand ein, sobald es die Geschäftslage erfordert oder ein Mitglied 
unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes es beantragt. 

§ 8 Kuratorium 

(1) Dem Kuratorium gehören an: 

 Mitglieder des Vorstandes,  
 je eine vom Ministerium für Kultus und Sport und vom Ministerium für Arbeit und 

Sozialordnung, Familien und Senioren benannte Person,  
 eine von den kommunalen Landesverbänden benannte Person,  
 eine vom Kommunalverband Jugend und Soziales Baden-Württemberg benannte Person,  
 ein Mitglied des Vorstandes des Landesjugendrings e.V. Baden-Württemberg  
 je eine von den im Landtag vertretenen Fraktionen benannte Person,  
 je eine von der evangelischen Kirche und der katholischen Kirche benannte Person,  
 vier vom Stiftungsvorstand berufene sachkundige Persönlichkeiten. 

 
(2) Vorsitzender des Kuratoriums ist der Vorsitzende des Vorstands. 

 

 



§ 9 Aufgaben des Kuratoriums 

(1) Das Kuratorium überwacht die Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Führung 
der Stiftungsgeschäfte. Es nimmt die Jahresabschlussrechnung entgegen und erteilt dem Vorstand 
Entlastung. Bei der Entlastung des Vorstandes sind die beiden Vorstandsvorsitzenden im Kuratorium 
nicht stimmberechtigt. Das Kuratorium kann für die Führung der laufenden Geschäfte und für die 
Verteilung der Stiftungserträge Richtlinien und Grundsätze festlegen.  
(2) Das Kuratorium entscheidet über die Vergabe von Mitteln aus dem Stiftungsertrag für 
Projektförderung und berät den Vorstand in allen Fragen des Stiftungszwecks.  
(3) Das Kuratorium beschließt über Satzungsänderungen und über die Aufhebung der Stiftung. 

§ 10 Sitzung des Kuratoriums 

(1) Der Vorsitzende des Kuratoriums beruft das Kuratorium unter Angabe von Zeit, Ort und 
Tagesordnung ein. Die Einladungsfrist beträgt mindestens zwei Wochen. Unterlagen für die Beratung 
sollen den Mitgliedern des Kuratoriums so rechtzeitig bekannt gegeben werden, dass sie sich mit 
ihnen vertraut machen können.  
(2) Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Bei 
einer wegen Beschlussunfähigkeit erneut einberufenen Sitzung ist das Kuratorium auch dann 
beschlussfähig, wenn weniger als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. 
(3) Die Beschlüsse des Kuratoriums werden mit der Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder 
gefasst. Ein Antrag ist angenommen, wenn die Zahl der Ja-Stimmen größer als die der Nein-Stimmen 
ist. Für Beschlüsse über Satzungsänderungen und Aufhebung der Stiftung ist die Mehrheit von 
mindestens zwei Dritteln der Mitglieder des Kuratoriums erforderlich. 
(4) Das Kuratorium tritt mindestens einmal im Jahr zusammen. Es ist einzuberufen, wenn sechs 
Mitglieder dies verlangen. 

§ 11 Vermögensanfall bei Auflösung 

Im Falle des Erlöschens der Stiftung fällt das vorhandene Vermögen zu 9/10 an das Land Baden-
Württemberg und zu 1/10 an das Christliche Jugenddorfwerk Deutschlands e.V. Das Vermögen ist in 
einer dem Stiftungszweck entsprechenden Weise zu verwenden. 
 
Stand lt. Beschluss vom 7. Mai 2010 
 

 

Die Förderrichtlinien 

1. Projektträger 

Von der Jugendstiftung werden in Baden-Württemberg bevorzugt gefördert, lokale und regionale, 

 ehrenamtliche Gruppierungen im Bereich der Jugendarbeit  
 Jugendinitiativen und Jugendinitiativgruppen  
 freie, gemeinnützige Träger der Jugendarbeit, die das Ziel haben, der Jugend zu dienen (die 

noch nicht gemäß § 4 und § 17 Jugendbildungsgesetz öffentlich anerkannt sind und im Sinne 
einer Initialzündung für das ehrenamtliche Engagement junger Menschen tätig werden)  

 Gruppen von Organisationen und Verbänden der Jugendarbeit (die gemäß § 75 
Sozialgesetzbuch Achtes Buch; SGB VIII öffentlich anerkannt sind und im Sinne einer 
Initialzündung für das ehrenamtliche Engagement junger Menschen tätig werden). 

2. Ehrenamtliches Engagement 

Grundlagen für jeden Antrag zur Förderung eines Projekts ist eigenes ehrenamtliches Engagement 
der Beteiligten. Dabei soll im Projektantrag deutlich werden, daß nach einer Förderung durch die 
Jugendstiftung die freie Jugendarbeit ohne wesentliche Mittel des Landes weitergeleistet werden 
kann. 



3. Beispielhafte Projekte 

Beispielhaft sind für die Jugendstiftung Projekte, die im lokalen und regionalen Bereich neuartig sind; 
Projekte, die über die dreijährige Förderungsmöglichkeit der Jugendstiftung hinaus das ehrenamtliche 
Engagement von jungen Menschen binden. 

4. Inhaltliche Schwerpunkte 

Das Kuratorium der Jugendstiftung kann jährlich einzelne inhaltliche Schwerpunkte der Förderung 
festlegen. 

5. Leistungen 

Die Leistungen der Jugendstiftung können sein: 

 fachliche Beratung  
 finanzielle Förderung  
 wissenschaftliche-sachliche Begleitung 

6. Antragstellung 

Der Antrag für die Förderung eines Projektes ist schriftlich an die Jugendstiftung zu stellen. Die 
Geschäftsführung ist bei der Erstellung der Antragsunterlagen auf Wunsch behilflich 

7. Förderungsmöglichkeit 

Eine Unterstützung materieller Art wird grundsätzlich nur befristet auf höchstens drei Jahre gewährt. 
Sie setzt eigenes Engagement der Beteiligten voraus. Eine Förderung eines Vorhabens aus Mitteln 
des Landesjugendplanes schließt eine Förderung aus Mitteln der Jugendstiftung aus. Bei gleichzeitig 
möglicher Förderung eines Vorhabens aus Mitteln des Landesjugendplanes und der Jugendstiftung 
hat grundsätzlich die Förderung aus dem Landesjugendplan Vorrang. 
Vorhaben sollen nicht aus Mitteln der Jugendstiftung gefördert werden, wenn diese Förderung an die 
Stelle anderer Zuschüsse tritt. Eine Teilförderung durch die Jugendstiftung im Gesamtrahmen eines 
Projektes ist möglich, bedarf jedoch jeweils der Einzelentscheidung der Stiftungsorgane. 

8. Leistungen, Zuwendungen 

Alle Leistungen und Zuwendungen der Jugendstiftung sind freiwillig. Der Umfang und ihre mögliche 
finanzielle Höhe richten sich nach den jeweiligen sachlichen Anforderungen des konkreten Projektes. 
Es ist eine sparsame und sachgerechte Haushaltsführung durch den Projektträger zu gewährleisten. 

9. Keine Personal- und Baukostenförderung 

Eine unmittelbare Personal- und Investitionsförderung erfolgt durch die Jugendstiftung in der Regel 
nicht. 

10. Eigenleistungen, Eigenmittel, Zuwendungen Dritter 

Vor einer Projektförderung hat der Antragsteller im Rahmen des Finanzierungsplanes deutlich zu 
machen, dass die von ihm genannten Eigenleistungen, Eigenmittel und/oder Zuwendungen Dritter 
auch tatsächlich in das zu fördernde Projekt eingebracht werden. 

11. Bewilligung 

Jeder Antragsteller erhält über den ihm bewilligten Zuschuss einen Bewilligungsbescheid (die 
Bewilligung kann unter Auflagen und Bedingungen erfolgen), der erst dann wirksam werden kann, 
wenn sich der Empfänger mit den Förderrichtlinien und dem Bewilligungsbescheid schriftlich 
einverstanden erklärt. Es gilt der Grundsatz, dass eine nachträgliche Finanzierung in einem Projekt für 



 

das laufende Haushaltsjahr nicht möglich ist. 

12. Mittelbereitstellung 

Die Mittel zur Projektförderung werden durch die Jugendstiftung auf Bedarf, längstens zwei Monate im 
Voraus, bereitgestellt. Die Jugendstiftung kann verlangen, dass für ein gefördertes Projekt ein 
Sonderkonto durch den Antragsteller eingerichtet wird. 

13. Verwendungsnachweis 

Der Verwendungsnachweis setzt sich aus dem finanziellen Nachweis und dem Sachbericht 
zusammen. Er ist in einfacher Ausführung anzufertigen. Hierzu wird auf ein entsprechendes Merkblatt 
der Jugendstiftung verwiesen. 
Die Geschäftsführung kann auf Wunsch des Projektträgers bei der Zusammenstellung des 
Verwendungsnachweises behilflich sein. 
Abgabetermin für den Verwendungsnachweis ist, wenn nicht anders schriftlich geregelt, vier Wochen 
nach Projektförderungsende durch die Jugendstiftung Baden-Württemberg. 

14. Rückzahlungspflicht 

Eine Rückzahlungspflicht an die Jugendstiftung besteht, wenn 

 Mittel nicht gemäß Projektantrag verwendet wurden,  
 dem Projektträger die Gemeinnützigkeit oder Förderungswürdigkeit verloren geht,  
 Mittel alsbald nach dem Eingang für fällige Zahlungen nicht verwendet werden,  
 sich neue Förderungsquellen für die Projektförderung ergeben,  
 bewegliche Güter oder geförderte Anlagen ohne Genehmigung der Jugendstiftung veräußert 

oder zweckentfremdet werden,  
 Auflagen, die in der Bewilligung gemacht wurden, nicht beachtet werden,  
 der Projektträger für ein Projekt aus unterschiedlichen Finanzierungsquellen eine Förderung 

erhält, die mehr als 
100 % ausmacht,  

 der Projektträger nicht zum Abgabetermin den Verwendungsnachweis bei der Jugendstiftung 
Baden-Württemberg vorlegt. 

Im Ausnahmefall regelt hierzu Näheres der Vorstand. Er stimmt sich mit dem Kuratorium ab. 
Der jeweilige Projektträger und der Geschäftsführer der Jugendstiftung geben hierzu Empfehlungen. 
 
Sersheim 2006  

 

 
 


